


















Votum für (…) 

 

Rubrum: 

Gelingt im Wesentlichen fehlerfrei, lediglich der Eingangstext für den Tenor weicht von 
der mE für HH zu empfehlenden Standardformulierung ab (vgl. Kommentar, Ihr Satz 
ist aber nicht per se falsch, wobei die Erwähnung der ZK 4 fehlt). 

 

Tenor: 

Der Hauptsachetenor ist korrekt. Ebenfalls ist der Ausspruch über die Kosten 
zutreffend. Die vorläufige Vollstreckbarkeit ist zwar folgerichtig zu den 
Entscheidungsgründen, übersieht aber, dass sich die vorläufige Vollstreckbarkeit des 
Klägers gegen die Beklagte (wegen der Kosten der Säumnis) nach §§ 708 Nr. 11, 711 
richtet (Abwendungsbefugnis). 

 

 

Tatbestand: 

Die Schilderung des Tatbestandes wird zunächst zutreffend mit einem korrekten 
Einleitungssatz begonnen und die wesentlichen Aspekte geschildert. Auch werden die 
streitigen Tatsachenbehauptungen korrekt wiedergegeben. Rechtsauffassungen sind 
jedoch grundsätzlich nicht aufzunehmen und zu vermeiden. Insgesamt ist aber 
festzuhalten, dass der Tatbestand gut nachvollziehbar und chronologisch geschildert 
wird. Die wesentlichen Aspekte zum Versäumnisurteil sind enthalten. 

 

Entscheidungsgründe: 

Die Entscheidungsgründe werden mit einem zutreffenden, einleitenden Obersatz 
eröffnet und zeichnen sich durch eine schöne, klare Struktur aus. Die 
Zulässigkeitsprüfung des Einspruchs erfolgt korrekt, wobei der „Abschluss“ hinsichtlich 
§ 342 ZPO fehlt (siehe Randbemerkungen). Zutreffend erkennt der Verfasser auch die 
privilegierte Klageänderung nach § 264 Nr. 3 ZPO. Ausführungen zu einer Auslegung 
des klägerischen Antrags fehlen demgegenüber. 

Sehr positiv ist hervorzuheben, dass der Verfasser in der weiteren Prüfung die 
Anspruchsgrundlagen auf Schadensersatz richtig erkennt und zutreffend verneint. 

Allerdings erfolgt die Prüfung insbesondere bezüglich des Anspruchs aus § 989 BGB 
etwas zu ausführlich bzw. „gutachterlich“. Der springende Punkt hierbei ist, dass es – 
wie der Verfasser korrekt erkennt – an der fehlenden Verfügungsbefugnis des 
Trondheim aufgrund der zuvorigen unstreitigen Sicherungsübereignung an die 
Sparkasse fehlt und ein gutgläubiger Erwerb gem. § 933 BGB mangels Erwerb des 
unmittelbaren Besitzes auf Seiten des Klägers ebenfalls ausscheidet. 



Fast durchgehend überzeugend sind dagegen die Ausführungen zum 
Schadensersatzanspruch gem. §§1227, 1257, 989, 562 Abs. 1 S. 1, 578 Abs. 2 BGB. 
Der Verfasser erkennt zutreffend, dass ein Vermieterpfandrecht jedenfalls im 
maßgeblichen Zeitpunkt nicht (mehr) bestanden hätte. Es wird auch korrekt erkannt, 
dass nach Zugrundelegung des klägerischen Vortrages das Vermieterpfandrecht zwar 
zunächst entstanden, sodann aber wegen des gutgläubigen lastenfreien Erwerbs nach 
§ 936 Abs. 1 S. 3 BGB das Pfandrecht auch nach dem klägerischen Vortrag erloschen 
wäre. Allerdings fehlt hinsichtlich der Prüfung des gutgläubigen Erwerbs etwas 
„Substanz“, insbesondere erfolgen keine Ausführungen zur etwaigen (abzulehnenden) 
Bösgläubigkeit der Beklagten.  

Weitere Ansprüche werden zutreffend und mit ansprechend knapper Begründung 
verneint.  

Hinsichtlich der prozessualen Nebenentscheidungen überzeugen die Ausführungen 
nicht gänzlich. Die Kosten wegen der Säumnis werden der Beklagten ganz ohne 
Prüfung des § 344 ZPO („Versäumnisurteil in gesetzlicher Weise ergangen“) auferlegt. 
Hinsichtlich der vorläufigen Vollstreckbarkeit wird nicht erkannt, dass für die 
Vollstreckung des Klägers gegen die Beklagte (wegen der Kosten der Säumnis) 
§§ 708 Nr. 11, 711 ZPO anzuwenden sind und eine Abwendungsbefugnis der 
Beklagten aufzunehmen ist. Die Beklagte kann die übrigen Kosten des Rechtsstreits 
gegen den Kläger vollstrecken, dafür gilt dann §§ 709 S. 1, 2 ZPO). 

 

Nach alledem bewerte ich die vorliegende Leistung mit 

11 Punkten („Vollbefriedigend)  
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